
Drittes Gesetz
zur Änderung des Sächsischen Juristenausbildungsgesetzes

Vom 16. Februar 2006

Der Sächsische Landtag hat am 24. Januar 2006 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1
Das Gesetz über die Juristenausbildung im Freistaat Sachsen
(Sächsisches Juristenausbildungsgesetz – SächsJAG) vom
27. Juni 1991 (SächsGVBl. S. 224), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 15. August 2003 (SächsGVBl. S. 318), wird wie folgt
geändert:

1. In § 2 Satz 1 werden die Wörter „im Sinn des Beamtengeset-
zes des Freistaates Sachsen“ durch die Wörter „für den juristi-
schen Vorbereitungsdienst im Freistaat Sachsen“ ersetzt.

2. In § 3 Abs. 2 wird vor das Wort „Verwaltungsdienst“ das
Wort „allgemeinen“ eingefügt.

3. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 werden die Wörter „das Beamtenverhältnis

auf Widerruf“ durch die Wörter „ein öffentlich-recht-
liches Ausbildungsverhältnis“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Beamtenverhältnis endet
ohne besonderen Widerruf“ durch die Wörter „öffentlich-
rechtliche Ausbildungsverhältnis endet“ ersetzt.
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4. § 8 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a) Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 7a eingefügt:

„7a. die Ausgestaltung des öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnisses;“.

b) Nummer 8 wird wie folgt geändert:
aa) Nach dem Wort „Härtefälle;“ werden die Wörter „die

Ablehnung der Zulassung,“ eingefügt.
bb) Nach den Wörtern „Entlassung aus dem Vorberei-

tungsdienst,“ werden die Wörter „die Pflichten und
Rechte des Rechtsreferendars, den Urlaub, die Beur-
laubung und Nebentätigkeiten,“ eingefügt.

5. § 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9
Übergangsbestimmungen

Für Rechtsreferendare, die vor dem In-Kraft-Treten des Drit-
ten Gesetzes zur Änderung des Sächsischen Juristenausbil-
dungsgesetzes vom 16. Februar 2006 (SächsGVBl. S. 57) den

Vorbereitungsdienst angetreten haben, findet dieses Gesetz in
der bis zum 15. März 2006 geltenden Fassung Anwendung.“

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu ver-
künden.

Dresden, den 16. Februar 2006

Der Landtagspräsident
Erich Iltgen

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Der Staatsminister der Justiz
Geert Mackenroth

Gesetz
zur Änderung des Sächsischen Meldegesetzes

und zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung der Sächsischen Anstalt
für kommunale Datenverarbeitung

Vom 16. Februar 2006

Der Sächsische Landtag hat am 24. Januar 2006 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Sächsischen Meldegesetzes

Das Sächsische Meldegesetz (SächsMG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. April 1997 (SächsGVBl. S. 377), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 11. November 2003 (SächsGVBl.
S. 697), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe zu § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3 (aufgehoben)“.
b) Die Angabe zu § 27 wird wie folgt gefasst:

„§ 27 Übernahme von Daten in das zuständige kommu-
nale Archiv“.

c) Die Angabe zu § 32 wird wie folgt gefasst:
„§ 32 Einfache Melderegisterauskunft an Private“.

d) Nach der Angabe zu § 32 wird folgende Angabe zu § 32a
eingefügt:
„§ 32a Erweiterte Melderegister- und Gruppenauskunft
an Private“.

e) Die Angabe zu § 37 wird wie folgt gefasst:
„§ 37 Einschränkung von Grundrechten“.

f) Die Angabe zu § 37a wird gestrichen.
g) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst:

„§ 39 (aufgehoben)“.

2. In § 1 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „von den Einwoh-
nern“ durch die Wörter „bei den Betroffenen“ ersetzt.

3. In § 2 Abs. 1 werden nach dem Wort „Gemeinden“ ein
Komma und die Wörter „soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist“ eingefügt.

4. § 3 wird aufgehoben.

5. In § 4 Abs. 2 werden die Wörter „Sächsische Datenschutz-
gesetz, in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Wörter
„Gesetz zum Schutz der informationellen Selbstbestim-
mung im Freistaat Sachsen (Sächsisches Datenschutzge-

setz – SächsDSG) vom 25. August 2003 (SächsGVBl.
S. 330), in der jeweils geltenden Fassung,“ ersetzt.

6. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 8 wird gestrichen.
bb) Die bisherigen Nummern 9 bis 19 werden die Num-

mern 8 bis 18.
cc) In der neuen Nummer 8 werden die Wörter „ , Eltern

von Kindern nach Nummer 16“ gestrichen.
dd) In der neuen Nummer 11 werden nach dem Wort

„Wohnungsnummern“ die Wörter „ ; bei Zuzug aus
dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im
Inland“ eingefügt.

ee) Die neuen Nummern 13 bis 16 werden wie folgt ge-
fasst:
„13. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebens-

partnern zusätzlich Tag und Ort der Eheschlie-
ßung oder der Begründung der Lebenspartner-
schaft,

14. Ehegatte oder Lebenspartner (Vor- und Fami-
lienname, Doktorgrad, Tag der Geburt, An-
schrift, Sterbetag),

15. minderjährige Kinder (Vor- und Familien-
name, Tag der Geburt, Sterbetag),

16. Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeits-
dauer und Seriennummer des Personalauswei-
ses oder Passes oder Passersatzes,“.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. für die Mitwirkung bei der Durchführung von
allgemeinen Wahlen und allgemeinen Abstim-
mungen, Volks- und Bürgerbegehren die Tat-
sache, dass der Betroffene
a) von der Wahlberechtigung oder von der

Wählbarkeit ausgeschlossen ist,
b) als Unionsbürger (§ 6 Abs. 3 Satz 1 des Ge-

setzes über die Wahl der Abgeordneten des
Europäischen Parlaments aus der Bundes-
republik Deutschland [Europawahlgesetz –
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EuWG] in der Fassung der Bekannt-
machung vom 8. März 1994 [BGBl. I
S. 423, 555], das zuletzt durch Artikel 1
und 2 des Gesetzes vom 15. August 2003
[BGBl. I S. 1655] geändert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung) bei der
Wahl des Europäischen Parlaments von
Amts wegen in ein Wählerverzeichnis im
Inland einzutragen ist; ebenfalls ist die Ge-
bietskörperschaft oder der Wahlkreis im
Herkunftsmitgliedsstaat zu speichern, wo
er zuletzt in ein Wählerverzeichnis einge-
tragen war,“.

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „Religionszugehö-
rigkeit des Ehegatten,“ durch die Wörter „rechtliche
Zugehörigkeit des Ehegatten zu einer Religionsge-
sellschaft,“ ersetzt.

cc) In Nummer 2 werden die Wörter „Pflege- oder“ ge-
strichen.

dd) In Nummer 3 werden die Wörter „geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 1996 (BGBl. I
S. 1182),“ durch die Wörter „das zuletzt durch Arti-
kel 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 25. März 2002
(BGBl. I S. 1186, 1192) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung,“ ersetzt.

ee) In Nummer 4 wird der Punkt am Satzende durch ein
Komma ersetzt und werden folgende Nummern 5
bis 8 angefügt:
„5. für die Mitwirkung bei staatsangehörigkeits-

rechtlichen Verfahren die Tatsache, dass nach
§ 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG)
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 102-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6 Nr. 9
des Gesetzes vom 14. März 2005 (BGBl. I
S. 721, 726) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, ein Verlust der deutschen
Staatsangehörigkeit eintreten kann,

6. für waffenrechtliche Verfahren die Tatsache,
dass eine waffenrechtliche Erlaubnis erteilt
worden ist, sowie die diese Tatsache mittei-
lende Behörde mit Angabe des Tages der erst-
maligen Erteilung,

7. für Zwecke der eindeutigen Identifizierung des
Einwohners in Besteuerungsverfahren die
Identifikationsnummer nach § 139b der Abga-
benordnung (AO 1977) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 3866, 2003 I S. 61), die zuletzt durch Arti-
kel 4 Abs. 22 des Gesetzes vom 22. Septem-
ber 2005 (BGBl. I S. 2809, 2811) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung, und

8. für sprengstoffrechtliche Verfahren die Tat-
sache, dass eine sprengstoffrechtliche Erlaub-
nis oder ein Befähigungsschein nach § 20 des
Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe
(Sprengstoffgesetz – SprengG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 10. September 2002
(BGBl. I S. 3518), das zuletzt durch Artikel 35
des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1826) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, erteilt worden ist so-
wie die diese Tatsache mitteilende Behörde mit
Angabe des Tages der erstmaligen Erteilung.“

7. In § 6 Abs. 1 wird die Angabe „Nr. 1 bis 17“ durch die An-
gabe „Nr. 1 bis 16“ und die Angabe „6 bis 8 und 10 bis 14“
durch die Angabe „6, 7 und 9 bis 13“ ersetzt.

8. § 7 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Zur Bildung der internen Ordnungsmerkmale nach Ab-
satz 1 und der Identifikationsmerkmale nach Absatz 2 dür-
fen nur die in § 5 Abs. 1 genannten Daten verwendet wer-
den.“

9. In § 8 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „Nr. 2 bis 4“ durch die
Angabe „Nr. 2 bis 6 und 8“ ersetzt.

10. Dem § 9 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Die Meldebehörden haben die in den Melderegistern
gespeicherten Meldedaten nach dem Stand der Technik ge-
gen elektronische Angriffe von außen zu schützen.“

11. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Wer aus einer Wohnung auszieht, hat sich inner-
halb von zwei Wochen bei der zuständigen Meldebe-
hörde abzumelden, wenn er
1. seinen Aufenthalt im Ausland nimmt,
2. lediglich eine von mehreren Wohnungen, für die er

im Inland gemeldet ist, aufgibt, ohne eine neue Woh-
nung zu beziehen, oder

3. nicht innerhalb einer Frist von einem Monat eine
neue Wohnung im Inland bezieht.“

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
„(4) Meldepflichtige Personen, für die eine Vorsorge-
vollmacht im Sinne des § 1896 Abs. 2 Satz 2 Bürger-
liches Gesetzbuch (BGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909,
2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 3 Abs. 1 des Ge-
setzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 2012) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, besteht,
können sich durch eine hierzu bevollmächtigte Person
vertreten lassen; hierbei muss die Bevollmächtigung
durch Vorlage einer öffentlich oder nach § 6 Abs. 2 des
Gesetzes über die Wahrnehmung behördlicher Aufga-
ben bei der Betreuung Volljähriger (Betreuungsbehör-
dengesetz – BtBG) vom 12. September 1990 (BGBl. I
S. 2002, 2025), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 21. April 2005 (BGBl. I S. 1073, 1079) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, durch die
Urkundsperson bei der Betreuungsbehörde beglaubigten
Vollmacht nachgewiesen werden.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

12. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) Die Sätze 2 bis 4 werden wie folgt gefasst:

„Hauptwohnung eines verheirateten oder eine Lebens-
partnerschaft führenden Einwohners, der nicht dauernd
getrennt von seiner Familie oder seinem Lebenspartner
lebt, ist die vorwiegend benutzte Wohnung der Familie
oder der Lebenspartner. Hauptwohnung eines minder-
jährigen Einwohners ist die vorwiegend benutzte
Wohnung der Personensorgeberechtigten; leben diese
getrennt, ist Hauptwohnung die Wohnung des Personen-
sorgeberechtigten, die von dem Minderjährigen vorwie-
gend benutzt wird. Auf Antrag eines Einwohners, der in
einer Einrichtung für behinderte Menschen unterge-
bracht ist, bleibt die Wohnung nach Satz 3 bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres seine Hauptwohnung.“
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b) Nach Satz 5 wird folgender Satz angefügt:
„Kann der Wohnungsstatus eines verheirateten oder eine
Lebenspartnerschaft führenden Einwohners nach den
Sätzen 2 und 5 nicht zweifelsfrei bestimmt werden, ist
die vorwiegend benutzte Wohnung die Hauptwohnung.“

13. Die §§ 13 und 14 werden wie folgt gefasst:

„§ 13
Erfüllung der allgemeinen Meldepflicht

(1) Der Meldepflichtige hat einen Meldeschein vollständig
auszufüllen, zu unterschreiben und bei der Meldebehörde
abzugeben und den Personalausweis oder Reisepass vorzu-
legen, wenn er das 16. Lebensjahr vollendet hat. Hat die
Meldebehörde für die Anmeldung einen Internet-Zugang
eröffnet, kann sich der Meldepflichtige durch die Übermitt-
lung der angeforderten Angaben unter Verwendung einer
elektronischen qualifizierten Signatur nach dem Gesetz
über Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen
(Signaturgesetz – SigG) vom 16. Mai 2001 (BGBl. I
S. 876), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 9 des Geset-
zes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 2012), in der jeweils
geltenden Fassung, über diesen Zugang anmelden. Der Zu-
gang muss nach Maßgabe des § 9 Abs. 1 und 2 SächsDSG
eine dem Stand der Technik entsprechende Verschlüsselung
der übermittelten Daten sicherstellen. Die Meldebehörde
hat den Namen des Signaturschlüssel-Inhabers und die Gül-
tigkeit des qualifizierten Zertifikats zu überprüfen. Die An-
meldung mittels qualifizierter elektronischer Signatur über
den Zugang nach Satz 2 ist unzulässig, wenn der Melde-
pflichtige
a) aus dem Ausland zuzieht oder
b) bei der Anmeldung anstelle des Namens ein Pseudonym

in einem qualifizierten Zertifikat verwendet.
(2) Die Meldepflicht ist abweichend von Absatz 1 erfüllt,
wenn
1. die Meldebehörde dem Meldepflichtigen die von ihm zu

fordernden Angaben schriftlich oder elektronisch zur
Kenntnis gibt (vorausgefüllter Meldeschein) und

2. der Meldepflichtige die Angaben auf ihre Richtigkeit
prüft, unzutreffende Angaben korrigiert, fehlende Anga-
ben ergänzt und diesen Meldeschein unterschrieben oder
elektronisch mit einer qualifizierten Signatur versehen
an die Meldebehörde übermittelt.

(3) Für den vorausgefüllten Meldeschein gibt der Melde-
pflichtige Namen, Vornamen, Geburtsdatum und -ort sowie
die letzte Wohnanschrift an. Diese Daten darf die Meldebe-
hörde (Zuzugsmeldebehörde) der Meldebehörde des letzten
Wohnortes (Wegzugsmeldebehörde) übermitteln, um die
Daten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 18 des Melderechtsrahmen-
gesetzes (MRRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
19. April 2002 (BGBl. I S. 1342), das zuletzt durch Artikel 4
Abs. 6 des Gesetzes vom 22. September 2005 (BGBl. I
S. 2809, 2810) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung, anzufordern. § 2 Abs. 3 der Verordnung zur
Durchführung von regelmäßigen Datenübermittlungen zwi-
schen Meldebehörden verschiedener Länder (Erste Bundes-
meldedatenübermittlungsverordnung – 1. BMeldDÜV)
vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1689), die durch Verordnung
vom 13. Juli 2005 (BGBl. I S. 2171) geändert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung, findet entsprechende An-
wendung. Die Wegzugsmeldebehörde übermittelt die
angeforderten Daten nach den für sie geltenden melderecht-
lichen Bestimmungen unverzüglich an die Zuzugsmelde-
behörde.
(4) Angehörige einer Familie oder einer Lebenspartner-
schaft mit denselben Zuzugsdaten (Tag des Zuzugs sowie

frühere und gegenwärtige Wohnungen) sollen gemeinsam
einen Meldeschein verwenden; es genügt, wenn einer der
volljährigen Meldepflichtigen den Meldeschein unter-
schreibt oder die Angaben mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur versieht. Die Absätze 2 und 3 finden entspre-
chende Anwendung, wenn der Meldepflichtige versichert,
zum Empfang der Daten der übrigen Meldepflichtigen be-
rechtigt zu sein. Er ist darüber zu belehren, dass der unbe-
rechtigte Empfang unter Vorspiegelung einer Berechtigung
nach § 202a des Strafgesetzbuches (StGB) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I
S. 3322), das zuletzt durch Gesetz vom 1. September 2005
(BGBl. I S. 2674) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, strafbewehrt ist.
(5) Der Meldepflichtige erhält eine schriftliche oder elek-
tronische Meldebestätigung.
(6) Die Abmeldung erfolgt durch Abgabe eines vollständig
ausgefüllten und unterschriebenen Abmeldescheins. Gibt
die Meldebehörde dem Meldepflichtigen aus den von ihr
gespeicherten Daten einen vorausgefüllten Abmeldeschein
schriftlich zur Kenntnis, ist die Abmeldepflicht erfüllt,
wenn der Meldepflichtige die Angaben auf ihre Richtigkeit
prüft, unzutreffende Angaben korrigiert, fehlende Angaben
ergänzt und den aktualisierten vorausgefüllten Abmelde-
schein unterschreibt. Absatz 5 gilt entsprechend.
(6a) Der Meldepflichtige kann eine andere geeignete Per-
son mit der Abgabe des Meldescheins beauftragen.
(7) Für die Ausgabe der Meldescheine, die Bearbeitung der
An- oder Abmeldung sowie die Erteilung der Meldebestäti-
gung werden Kosten nicht erhoben.

§ 14
Sonstige Pflichten

Soweit es für die Aufgaben der Meldebehörde erforderlich
ist, hat auf Verlangen der Meldebehörde
1. der Meldepflichtige

a) der Meldebehörde die zur An- oder Abmeldung er-
forderlichen Auskünfte zu geben und die zum Nach-
weis seiner Angaben erforderlichen Unterlagen vor-
zulegen und

b) persönlich zu erscheinen,
2. der Wohnungseigentümer, Wohnungsgeber oder deren

Beauftragte Auskunft darüber zu geben, welche Perso-
nen bei ihnen wohnen oder gewohnt haben.

Bei Binnenschiffern oder Seeleuten (§ 15) trifft die Pflicht
nach Satz 1 Nr. 2 den Schiffseigner oder den Reeder. Im
Falle von Satz 1 Nr. 1 Buchst. a gilt § 10 Abs. 4 entspre-
chend.“

14. § 15 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„§ 10 Abs. 2, §§ 13 und 14 Satz 1 Nr. 1 gelten entspre-
chend.“

b) In Absatz 3 werden die Wörter „in der Bundesrepublik
Deutschland“ durch die Wörter „im Inland“ ersetzt.

15. § 16 wird wie folgt geändert:
a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) Solange jemand für eine andere Wohnung im In-
land gemeldet ist, werden Meldepflichten nach § 10
Abs. 1 und 2 nicht begründet, wenn er
1. für nicht länger als sechs Monate eine weitere Woh-

nung bezieht,
2. eine Gemeinschaftsunterkunft oder eine andere

dienstlich bereitgestellte Unterkunft bezieht, um
Dienst bei der Bundeswehr, bei der Bundespolizei,
Polizeivollzugsdienst, Zivildienst zu leisten oder
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eine Dienstleistung nach dem Soldatengesetz zu er-
bringen,

3. als Berufssoldat, Soldat auf Zeit oder Beamter der
Bundespolizei aus dienstlichen Gründen für eine
Dauer von bis zu sechs Monaten eine Gemeinschafts-
unterkunft oder eine andere dienstlich bereitgestellte
Unterkunft bezieht oder

4. aufgrund einer richterlichen Entscheidung in eine
Justizvollzugsanstalt aufgenommen wird.

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für Spätaussiedler und ihre Fami-
lienangehörigen, soweit sie nach § 8 des Gesetzes über
die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge
(Bundesvertriebenengesetz – BVFG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBl. I S. 829), das
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 30. Juli 2004
(BGBl. I S. 1950, 1999) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, mitverteilt werden, und Aus-
länder, soweit sie in einer Aufnahmeeinrichtung oder
einer sonstigen Durchgangsunterkunft wohnen.
(2) Meldepflichten nach § 10 Abs. 1 und 2 werden fer-
ner nicht begründet, wenn jemand, der sonst im Ausland
wohnt, für nicht länger als zwei Monate in das Inland zu-
zieht. Wer bei Ablauf dieser Frist nicht aus der Wohnung
ausgezogen ist, hat sich innerhalb von zwei Wochen bei
der Meldebehörde anzumelden (§ 10 Abs. 1).“

b) In Absatz 3 Halbsatz 1 wird die Angabe „Nr. 3“ durch
die Angabe „Nr. 4“ ersetzt.

16. In § 17 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter „in der Bundesrepub-
lik Deutschland“ durch die Wörter „im Inland“ ersetzt.

17. § 18 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ehegatten“ die Wörter

„oder Lebenspartner“ eingefügt.
b) In Satz 5 wird das Wort „Kalenderjahres“ durch das

Wort „Jahres“ ersetzt.

18. § 23 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 wird die Angabe „§ 33 Abs. 4“ durch
die Angabe „§ 32 Abs. 4 Satz 4, § 33 Abs. 4 Satz 1“
ersetzt.

bb) In Nummer 5 wird die Angabe „(§ 32 Abs. 2
Satz 3)“ durch die Angabe „(§ 32a Abs. 1 Satz 3)“
ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „5“ durch die An-
gabe „6“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 24 Abs. 6“ durch
die Angabe „§ 24 Abs. 4“ ersetzt.

19. § 24 wird wie folgt gefasst:

„§ 24
Auskunft an den Betroffenen

(1) Die Meldebehörde hat dem Betroffenen auf Antrag
Auskunft zu erteilen über
1. die zu seiner Person gespeicherten Daten und Hinweise,

auch soweit sie sich auf die Herkunft der Daten bezie-
hen,

2. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern von
regelmäßigen Datenübermittlungen sowie die Arten der
zu übermittelnden Daten,

3. die Zwecke und die Rechtsgrundlagen der Speicherung
und von Datenübermittlungen.

Auf dieses Recht hat die Meldebehörde den Betroffenen bei
der Anmeldung hinzuweisen. Sie bestimmt nach Maßgabe
der Absätze 2 bis 7 das Verfahren, insbesondere die Form

der Auskunftserteilung und Einsichtnahme nach pflicht-
gemäßem Ermessen.
(2) Die Auskunft kann auch im Wege des automatisierten
Abrufs über das Internet erteilt werden. Der Nachweis der
Urheberschaft des Antrags ist durch eine qualifizierte elek-
tronische Signatur nach dem Signaturgesetz zu führen. § 32
Abs. 2 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.
(3) Die Auskunft unterbleibt, soweit
1. sie die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständig-

keit der Meldebehörde liegenden Aufgaben gefährden
würde,

2. sie die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden
oder sonst dem Wohle des Bundes oder eines Landes
Nachteile bereiten würde,

3. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach
einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbe-
sondere wegen der überwiegenden berechtigten Interes-
sen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen

und deswegen das Interesse des Betroffenen an der Aus-
kunftserteilung zurücktreten muss.
(4) Die Auskunft unterbleibt ferner,
1. soweit dem Betroffenen die Einsicht in einen Eintrag im

Geburten- oder Familienbuch nach § 61 Abs. 2 des
Personenstandsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 211-1, veröffentlichten
und bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 14
des Gesetzes vom 21. August 2002 (BGBl. I S. 3322,
3330) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, nicht gestattet werden darf,

2. in den Fällen des § 1758 Abs. 2 BGB.
(5) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf Daten, die der
Meldebehörde von Verfassungsschutzbehörden, dem Bun-
desnachrichtendienst oder dem Militärischen Abschirm-
dienst übermittelt worden sind, ist sie nur mit Zustimmung
dieser Stellen zulässig.
(6) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf einer Be-
gründung nicht, soweit durch die Mitteilung der tatsäch-
lichen und rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung ge-
stützt wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte
Zweck gefährdet würde. In diesem Fall ist der Betroffene
darauf hinzuweisen, dass er sich an den Sächsischen Daten-
schutzbeauftragten wenden kann.
(7) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, ist sie auf
Verlangen der in Absatz 6 Satz 2 bezeichneten Stelle zu er-
teilen, soweit nicht die jeweils zuständige oberste Landes-
behörde im Einzelfall feststellt, dass dadurch die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes gefährdet würde. Die Mittei-
lung des Sächsischen Datenschutzbeauftragten an den Be-
troffenen darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand
der verantwortlichen Stelle zulassen, sofern diese nicht
einer weitergehenden Auskunft zustimmt.“

20. Dem § 25 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt:
„(3) Liegen der Meldebehörde bezüglich einzelner oder
einer Vielzahl namentlich bekannter Einwohner konkrete
Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit
des Melderegisters vor, hat sie den Sachverhalt von Amts
wegen zu ermitteln.
(4) Die in Absatz 2 genannten Datenempfänger haben,
soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik wahr-
nehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften
sind, die Meldebehörden unverzüglich zu unterrichten,
wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit
oder Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen.
Sonstige öffentliche Stellen, denen auf ihr Ersuchen Melde-
daten übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden
bei Vorliegen solcher Anhaltspunkte unterrichten. Absatz 3
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bleibt unberührt. Gesetzliche Geheimhaltungspflichten,
insbesondere das Steuergeheimnis nach § 30 AO 1977, und
Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse stehen der Unter-
richtung nach den Sätzen 1 und 2 nicht entgegen, soweit sie
sich auf die Angabe beschränkt, dass konkrete Anhalts-
punkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit über-
mittelter Daten vorliegen.“

21. § 26 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Meldebehörde hat die Daten nach § 5 Abs. 2
Nr. 1, 3, 4, 6 bis 8 unverzüglich nach dem Wegzug des
Einwohners und der Auswertung der Rückmeldung oder
dem Tod des Einwohners zu löschen. Daten nach § 6
Abs. 2 Nr. 1 sind unverzüglich nach der Übermittlung an
die Suchdienste zu löschen.“

b) In Absatz 3 wird die Angabe „Nr. 11 und 15 bis 17“
durch die Angabe „Nr. 10 und 14 bis 16“ ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „1 bis 4, 12 und 19“
durch die Angabe „1 bis 3, 6, 7, 11, 12 und 18 sowie nach
§ 5 Abs. 2 Nr. 5“ ersetzt und nach dem Wort „Wahl-
zwecke“ die Wörter „oder für die Durchführung eines
staatsangehörigkeitsrechtlichen Verfahrens nach § 5
Abs. 2 Nr. 5“ eingefügt.

22. § 27 wird wie folgt gefasst:

„§ 27
Übernahme von Daten

in das zuständige kommunale Archiv
Vor Löschung der Daten oder nach Ablauf der in § 26 Abs. 4
Satz 1 bestimmten Frist sind die Daten dem zuständigen
kommunalen Archiv zur Übernahme anzubieten. Dies gilt
nicht, wenn die Speicherung unzulässig war. Übernommene
Daten sind nach Maßgabe der archivrechtlichen Vorschrif-
ten zu verwahren.“

23. § 28 wird wie folgt gefasst:

„§ 28
Regelmäßige Datenübermittlung

zwischen den Meldebehörden
(1) Hat sich ein Einwohner bei einer Meldebehörde ange-
meldet, hat diese die bisher zuständige Meldebehörde und
die für weitere Wohnungen zuständigen Meldebehörden
unverzüglich, spätestens jedoch drei Werktage nach der An-
meldung, durch elektronische Datenübermittlung der in § 5
Abs. 1 Nr. 1 bis 17 genannten Daten zu unterrichten (Rück-
meldung). Bei einem Zuzug aus dem Ausland ist die für den
letzten Wohnort im Inland zuständige Meldebehörde zu un-
terrichten.
(2) Die bisher zuständige Meldebehörde hat die übermittel-
ten Daten unverzüglich zu verarbeiten und die Melde-
behörde der neuen Wohnung über die in § 5 Abs. 2 Nr. 1, 3
und 5 bis 8 genannten Tatsachen sowie dann zu unter-
richten, wenn die in § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 17 bezeichneten Da-
ten von den bisherigen Angaben abweichen. Die Melde-
nummer nach § 4a Abs. 5 des Gesetzes über die Errichtung
der Sächsischen Anstalt für kommunale Datenverarbeitung
(SAKDG) vom 15. Juli 1994 (SächsGVBl. S. 1432), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Februar 2006
(SächsGVBl. S. 58, 65) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, ist anzugeben.
(3) Werden die in § 5 Abs. 1 und 2 Nr. 6 und 8 bezeichneten
Daten fortgeschrieben, sind die für weitere Wohnungen des
Einwohners zuständigen Meldebehörden zu unterrichten,
soweit die Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich
sind.

(4) In den Fällen des § 34 Abs. 1 und 2 hat die zuständige
Meldebehörde unverzüglich die für die vorherige Wohnung
und die für weitere Wohnungen zuständigen Meldebehör-
den zu unterrichten. Dies gilt auch für die Aufhebung einer
Auskunftssperre.
(5) Für das Verfahren der elektronischen Datenübermitt-
lung (Datenübertragung) zwischen den Meldebehörden des
Landes ist die Erste Bundesmeldedatenübermittlungsver-
ordnung entsprechend anzuwenden, soweit eine Rechtsver-
ordnung nach § 36 Nr. 6 keine abweichenden Regelungen
trifft.
(6) Soweit aufgrund von völkerrechtlichen Übereinkünften
ein meldebehördliches Rückmeldeverfahren mit Stellen des
Auslands vorgesehen ist, gehen die darin getroffenen Ver-
einbarungen den Regelungen nach den Absätzen 1 bis 5
vor.“

24. § 29 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „Daten“ werden die Wörter „von
Einwohnern“ eingefügt.

bb) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
„6. gegenwärtige, frühere und künftige Anschrif-

ten, Haupt- und Nebenwohnungen, gegebe-
nenfalls Wohnungsnummern, bei Zuzug aus
dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift
im Inland,“.

cc) Nummer 12 wird wie folgt gefasst:
„12. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebens-

partnern zusätzlich Tag und Ort der Eheschlie-
ßung oder der Begründung der Lebenspartner-
schaft,“.

dd) In Nummer 13 wird das Wort „Auskunftssperren“
durch das Wort „Übermittlungssperren“ ersetzt.

ee) In Nummer 14 wird das Komma am Ende durch
einen Punkt ersetzt.

ff) Die Nummern 15 bis 17 werden gestrichen.
b) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

„Für Übermittlungen an Behörden und sonstige öffent-
liche Stellen
1. in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union,
2. in anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den

Europäischen Wirtschaftsraum oder
3. der Organe und Einrichtungen der Europäischen Ge-

meinschaften
im Rahmen von Tätigkeiten, die ganz oder teilweise in
den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen
Gemeinschaften fallen, gilt Satz 1 nach den für diese
Übermittlungen geltenden Gesetzen und Vereinbarun-
gen. Den in Absatz 4 bezeichneten Behörden darf die
Meldebehörde unter den Voraussetzungen des Satzes 1
über die dort genannten Daten hinaus auch Angaben
nach § 5 Abs. 1 Nr. 16 übermitteln. Die Daten dürfen
auch auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern oder
durch Datenübertragung übermittelt werden, wenn über
die Identität der anfragenden Stelle kein Zweifel besteht,
keine Übermittlungssperre nach § 30 Abs. 2 Satz 3 oder
§ 34 Abs. 1 oder 2 vorliegt und die datenschutzrechtli-
chen Anforderungen des § 32 Abs. 2 Satz 2 gewährleis-
tet sind.“

c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Bundes-
kriminalamt,“ die Wörter „der Bundespolizei, dem
Zollfahndungsdienst,“ und nach dem Wort „Justizvoll-
zugsanstalt“ die Wörter „ , einem Finanzamt als Steuer-
strafverfolgungsbehörde“ eingefügt.
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d) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
„Regelmäßige Datenübermittlungen an den Landkreis,
dem die Meldebehörde angehört, sind zulässig, soweit
die in Absatz 1 oder 2 genannten Voraussetzungen er-
füllt sind und deren Einrichtung oder wesentliche Än-
derung der oberen Fachaufsichtsbehörde unter Festle-
gung des Anlasses und des Zwecks der Übermittlungen
und der zu übermittelnden Daten schriftlich angezeigt
wurde.“

e) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Der Empfänger darf, soweit gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist, die ihm übermittelten Daten nur für den
Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie
ihm übermittelt worden sind. In den Fällen des § 34
Abs. 1 und 2 ist eine Verarbeitung oder Nutzung der
übermittelten oder weitergegebenen Daten nur zulässig,
wenn die Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen
des Betroffenen ausgeschlossen werden kann.“

f) In Absatz 7 wird nach der Angabe „Absätze 1, 2 und 6“
die Angabe „sowie § 25 Abs. 2 und 4“ eingefügt.

25. § 30 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 9 werden die Wörter „bei Zuzug aus
dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im
Inland,“ angefügt.

bb) Nummer 11 wird wie folgt gefasst:
„11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob

verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft füh-
rend oder nicht, bei Verheirateten oder Le-
benspartnern auch Tag der Eheschließung
oder Begründung der Lebenspartnerschaft,“.

cc) In Nummer 13 wird das Wort „Auskunftssperren“
durch das Wort „Übermittlungssperren“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird bis einschließlich des Doppelpunktes

wie folgt gefasst:
„Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht
derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Reli-
gionsgesellschaft angehören, darf die Meldebe-
hörde folgende Daten übermitteln:“.

bb) In Satz 1 Nr. 6 wird das Wort „Auskunftssperren“
durch das Wort „Übermittlungssperren“ ersetzt.

cc) In Satz 1 Nr. 7 wird der Satzpunkt durch ein Komma
ersetzt und folgende Nummer 8 angefügt:
„8. Anschrift des Ehegatten.“

c) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen.
d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) § 29 Abs. 1 Satz 5 gilt entsprechend.“

26. In § 31 Nr. 7 wird das Wort „Auskunftssperren“ durch das
Wort „Übermittlungssperren“ ersetzt.

27. § 32 wird wie folgt gefasst:

„§ 32
Einfache Melderegisterauskunft an Private

(1) Die Meldebehörde darf anderen als den in §§ 24 und 29
bezeichneten Personen und Stellen Auskunft über Vor- und
Familiennamen, Doktorgrad und gegenwärtige Anschriften
einzelner bestimmter Einwohner übermitteln (einfache
Melderegisterauskunft). Dies gilt auch, wenn jemand Aus-
kunft über Daten einer Vielzahl namentlich bezeichneter
Einwohner beantragt.

(2) Einfache Melderegisterauskünfte können auf automati-
siert verarbeitbaren Datenträgern oder durch Datenübertra-
gung erteilt werden, wenn
1. der Antrag in der amtlich vorgeschriebenen Form ge-

stellt worden ist,
2. der Antragsteller den Betroffenen mit Vor- und Fami-

liennamen sowie mindestens zwei weiteren der aufgrund
von § 5 Abs. 1 gespeicherten Daten bezeichnet hat und

3. die Identität des Betroffenen durch einen automatisier-
ten Abgleich der im Antrag angegebenen mit den im
Melderegister gespeicherten Daten des Betroffenen ein-
deutig festgestellt worden ist.

Dabei ist zu gewährleisten, dass dem jeweiligen Stand der
Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von
Datenschutz und Datensicherheit getroffen werden, die ins-
besondere die Vertraulichkeit und die Unversehrtheit der im
Melderegister gespeicherten Daten gewährleisten. Die der
Meldebehörde überlassenen Datenträger oder übermittelten
Daten sind nach Erledigung des Antrags unverzüglich zu-
rückzugeben, zu löschen oder zu vernichten.
(3) Die einfache Melderegisterauskunft nach den Absät-
zen 1 und 2 unterbleibt, wenn für die Meldebehörde Grund
für die Annahme besteht, dass dem Betroffenen oder einer
anderen Person hieraus eine Gefahr für Leben, Gesundheit,
persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Interes-
sen erwachsen kann.
(4) Einfache Melderegisterauskünfte können unter den
Voraussetzungen des Absatzes 2 auch mittels automatisier-
ten Abrufs über das Internet erteilt werden. Für die elektro-
nische Darstellung der Meldedaten (inhaltliche Satzbe-
schreibung) ist § 2 Abs. 3 1. BMeldDÜV einzuhalten. Die
Eröffnung des Zugangs ist öffentlich bekannt zu machen.
Ein Abruf ist nicht zulässig, wenn der Betroffene dieser
Form der Auskunftserteilung widersprochen hat. Die Be-
troffenen sind spätestens einen Monat vor der Eröffnung
des Zugangs zur automatisierten Erteilung von Melderegis-
terauskünften durch einmalige öffentliche Bekanntma-
chung und bei jeder Anmeldung auf ihr Widerspruchsrecht
hinzuweisen. Die Antwort an den Antragsteller ist zu ver-
schlüsseln. Absatz 3 findet keine Anwendung.
(5) Der automatisierte Abruf über das Internet kann nach
§ 4a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SAKDG auch über das Kommunale
Kernmelderegister (KKM) erfolgen. Absatz 4 Satz 1, 2, 4, 6
und 7 gilt entsprechend. Die Sächsische Anstalt für kommu-
nale Datenverarbeitung hat spätestens einen Monat vor der
Freischaltung des KKM für die einfache Melderegisteraus-
kunft im Sächsischen Amtsblatt auf das Widerspruchsrecht
bei der Meldebehörde des Wohnorts nach Absatz 4 Satz 5
und auf das Auskunftsrecht nach § 24 hinzuweisen.
(6) Die Meldebehörde kann die Melderegisterauskunft mit
Auflagen versehen.
(7) Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für Auskünfte an öffent-
lich-rechtliche
1. Rundfunkanstalten, soweit sie publizistische Tätigkei-

ten ausüben,
2. Unternehmen, die am Wettbewerb teilnehmen.“

28. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefügt:

„§ 32a
Erweiterte Melderegister- und
Gruppenauskunft an Private

(1) Soweit der Antragsteller ein berechtigtes Interesse
glaubhaft macht, darf ihm die Meldebehörde über die in
§ 32 Abs. 1 Satz 1 genannten Daten hinaus Auskunft über
1. Tag und Ort der Geburt,
2. frühere Namen,
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3. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheira-
tet oder eine Lebenspartnerschaft führend oder nicht,

4. Vor- und Familienname sowie Anschrift des Ehegatten
oder Lebenspartners,

5. Staatsangehörigkeiten,
6. frühere Anschriften,
7. Tag des Ein- und Auszugs,
8. gesetzliche Vertreter,
9. Sterbetag und -ort
eines einzelnen bestimmten Einwohners erteilen (erweiterte
Melderegisterauskunft). Ein berechtigtes Interesse liegt nur
vor, wenn es dem Antragsteller nicht zugemutet werden
kann, die Daten selbst bei dem Betroffenen zu erheben. Die
Meldebehörde hat den Betroffenen vor der Erteilung einer
erweiterten Melderegisterauskunft zu hören und im Falle
der Erteilung unverzüglich zu unterrichten; dies gilt nicht,
wenn der Datenempfänger ein rechtliches Interesse, ins-
besondere zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen,
glaubhaft macht.
(2) Die Meldebehörde hat dem Eigentümer der Wohnung
und, wenn dieser nicht Wohnungsgeber ist, auch dem Woh-
nungsgeber bei Glaubhaftmachung eines rechtlichen Inte-
resses Auskunft über Vor- und Familiennamen sowie Dok-
torgrade der in seiner Wohnung gemeldeten Einwohner zu
erteilen.
(3) Melderegisterauskunft über eine Vielzahl nicht na-
mentlich bezeichneter Einwohner (Gruppenauskunft) darf
nur erteilt werden, soweit sie im öffentlichen Interesse liegt.
Für die Zusammensetzung der Personengruppe dürfen fol-
gende Daten herangezogen werden:
1. Tag der Geburt,
2. Geschlecht,
3. Staatsangehörigkeiten,
4. Anschriften,
5. Tag des Ein- und Auszugs,
6. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheira-

tet oder eine Lebenspartnerschaft führend oder nicht.
Außer der Tatsache der Zugehörigkeit zu einer Gruppe dür-
fen folgende Daten mitgeteilt werden:
1. Familiennamen,
2. Vornamen,
3. Doktorgrad,
4. gesetzliche Vertreter minderjähriger Kinder (Vor- und

Familienname, Doktorgrad, Anschrift),
5. Alter,
6. Geschlecht,
7. Staatsangehörigkeiten,
8. Anschriften.
(4) Melderegisterauskünfte nach den Absätzen 1 bis 3 darf
der Empfänger ohne Einwilligung der Meldebehörde Drit-
ten nicht zugänglich machen und nur für den Zweck ver-
wenden, zu dessen Erfüllung sie ihm erteilt wurden. Die
Meldebehörde hat den Empfänger bei der Erteilung der
Auskunft hierauf hinzuweisen.
(5) Für Melderegisterauskünfte nach den Absätzen 1 bis 3
gilt § 32 Abs. 3, 6 und 7 entsprechend.“

29. § 33 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „bezeichne-

ten Daten“ die Wörter „von Gruppen“ eingefügt.
b) In Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 2

wird jeweils die Angabe „§ 32 Absatz 5 und 6 ist“ durch
die Angabe „§ 32 Abs. 6 und § 32a Abs. 4 sind“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 Nr. 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„1. in den Fällen der Absätze 1 bis 3 bei der Anmel-
dung und zusätzlich

2. in den Fällen des Absatzes 1 spätestens acht
Monate vor der Wahl durch öffentliche Be-
kanntmachung,“.

bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Ist die öffentliche Bekanntmachung nach Satz 2
Nr. 2 nicht spätestens acht Monate vor der Wahl er-
folgt, dürfen Auskünfte nach Absatz 1 frühestens
zwei Monate nach der öffentlichen Bekanntma-
chung erteilt werden.“

30. § 34 wird wie folgt gefasst:

„§ 34
Auskunftssperre

(1) Liegen Tatsachen vor, welche die Annahme rechtferti-
gen, dass dem Betroffenen oder einer anderen Person durch
eine Melderegisterauskunft eine Gefahr für Leben, Gesund-
heit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige In-
teressen erwachsen kann, hat die Meldebehörde auf Antrag
oder von Amts wegen eine Auskunftssperre im Melderegis-
ter einzutragen. Eine Melderegisterauskunft an Private
(§§ 32 und 32a) ist in diesen Fällen unzulässig, es sei denn,
dass nach Anhörung des Betroffenen eine Gefahr im Sinne
des Satzes 1 ausgeschlossen werden kann.
(2) Die Melderegisterauskunft ist ferner unzulässig,
1. soweit die Einsicht in einen Eintrag im Geburten- oder

Familienbuch nach § 61 Abs. 2 und 3 des Personen-
standsgesetzes nicht gestattet werden darf,

2. in den Fällen des § 1758 Abs. 2 BGB.
(3) Die Auskunftssperre gilt nur für die Wohnung, für die
sie beantragt wurde; sie endet mit Ablauf des zweiten auf
die Antragstellung folgenden Kalenderjahres und kann auf
Antrag verlängert werden. Die Auskunftssperre ist unver-
züglich zu löschen, wenn die Frist des Satzes 1 abgelaufen
ist. Der Betroffene ist auf die Dauer der Auskunftssperre
und die anschließende Löschung hinzuweisen.“

31. § 35 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nr. 3 wird nach der Angabe „§ 12 Abs. 4

Satz 2,“ die Angabe „§ 13 Abs. 1 bis 3 oder 6,“ einge-
fügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 32 Abs. 2 oder 3“

durch die Angabe „§ 32a Abs. 1 oder 3“ ersetzt.
bb) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 32 Abs. 5“ durch

die Angabe „§ 32 Abs. 6, § 32a Abs. 5 in Verbin-
dung mit § 32 Abs. 6“ ersetzt.

cc) In Nummer 4 wird die Angabe „§ 32 Abs. 6“ durch
die Angabe „§ 32a Abs. 4 Satz 1“ ersetzt.

c) In Absatz 3 wird die Angabe „1 000 Deutsche Mark“
durch die Angabe „500 EUR“ und die Angabe
„10 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe
„5 000 EUR“ ersetzt.

32. § 36 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe b wird die Angabe „§ 13 Abs. 1 und 2
und § 19“ durch die Angabe „§ 13 Abs. 1, 2 und 6
sowie § 19“ ersetzt.

bb) In Buchstabe c wird das Komma durch das Wort
„und“ ersetzt.

cc) Buchstabe d wird wie folgt gefasst:
„d) die amtliche Form und das Verfahren nach § 32

Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1
sowie § 24 Abs. 2 Satz 3“.

b) In Nummer 2 wird das Wort „abgegebenen“ gestrichen.
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c) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
„4. die regelmäßige Übermittlung

a) der in § 5 Abs. 1 und 2 genannten Daten durch
Weitergabe zuzulassen oder vorzuschreiben,
soweit die in § 29 Abs. 1 oder 2 oder § 30 ge-
nannten Voraussetzungen erfüllt sind oder sie
nach § 33 Abs. 2 bis 4 veröffentlicht werden
dürfen,

b) der in § 5 Abs. 1 und 2 genannten Daten an
sächsische Behörden, Gerichte und Öffentlich
bestellte Vermessungsingenieure mit Amtssitz
im Freistaat Sachsen durch automatisierten Ab-
ruf nach § 4a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SAKDG zuzu-
lassen oder vorzuschreiben, soweit die in § 29
Abs. 1 oder 2 genannten Voraussetzungen er-
füllt sind, sowie in den Fällen der Buchstaben a
und b das Verfahren zu regeln,“.

d) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
„6. das Rückmeldeverfahren zwischen den Meldebe-

hörden (§ 28), einschließlich der Anmeldung mittels
eines vorausgefüllten Meldescheins (§ 13 Abs. 2
und 3), insbesondere den Verzicht auf technische
Standards, falls die Gemeinden ein bestimmtes
sicheres Verwaltungsnetz nutzen und die Gewähr-
leistung der bundesrechtlichen Vorgaben in diesen
Fällen, die Verschlüsselung der Daten innerhalb des
sicheren Netzes und die Einrichtung sowie den Be-
trieb der für die Kommunikation der Meldebehör-
den notwendigen Infrastruktur zu regeln.“

33. Die §§ 37 und 37a werden wie folgt geändert:
a) § 37 wird aufgehoben.
b) Der bisherige § 37a wird § 37.

34. § 38 wird wie folgt gefasst:

„§ 38
Übergangsvorschriften

(1) Die in den Melderegistern gespeicherten Daten ‚er-
werbstätig/nicht erwerbstätig‘ müssen unverzüglich, spä-
testens jedoch ein Jahr nach dem 16. März 2006 gelöscht
und dürfen bis zur Löschung nicht mehr verarbeitet werden.
(2) Die Gemeinden bleiben bis zu dem in der Verordnung
nach § 4a Abs. 6 Nr. 1 SAKDG genannten Zeitpunkt für den
Beginn der Tätigkeit des KKM für die in § 4a Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 und 2 SAKDG genannten meldebehördlichen Aufga-
ben ausschließlich zuständig.
(3) Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung die zeitlich begrenzte Einrichtung
einer Vermittlungsstelle im Sinne von § 2 Abs. 2 Satz 1
1. BMeldDÜV, die Übertragung der Aufgaben nach Satz 4
auf eine staatliche Behörde, das Verfahren der Nutzung der
Vermittlungsstelle, die Verpflichtung zur Nutzung der Ver-
mittlungsstelle und die Kostentragung zu regeln. Die der
Vermittlungsstelle durch die Inanspruchnahme entstehen-
den Kosten werden in zeitlich gestaffelten pauschalisierten
Beträgen erstattet. Kostenpflichtig ist die für den Medien-
bruch verantwortliche Gemeinde. Die Vermittlungsstelle
hat die Aufgabe,
1. länderübergreifende Rückmeldungen sächsischer Mel-

debehörden, die nicht den Anforderungen der Ersten
Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung entspre-
chen, entgegenzunehmen, in die erforderliche Form um-
zuwandeln und der Wegzugsmeldebehörde zuzustellen,

2. elektronische Rückmeldungen nicht sächsischer Melde-
behörden, die ihr zugehen, der sächsischen Wegzugs-
meldebehörde zuzustellen, wenn diese nicht in der Lage

ist, die Rückmeldungen entgegenzunehmen, die den
Anforderungen der Ersten Bundesmeldedatenübermitt-
lungsverordnung entsprechen und

3. landesinterne Rückmeldungen entsprechend den Num-
mern 1 und 2 zu verarbeiten.

(4) Abweichend von § 28 Abs. 1 Satz 1 ist die Rückmel-
dung bis zum 31. Dezember 2006 auch in papiergebundener
Form oder auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern
zulässig, sofern bei der Meldebehörde die technischen Vo-
raussetzungen für eine elektronische Datenübermittlung
(Datenübertragung) noch nicht vorliegen.“

35. § 39 wird aufgehoben.

Artikel 2
Weitere Änderung des Sächsischen Meldegesetzes

§ 38 des Sächsischen Meldegesetzes (SächsMG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 11. April 1997 (SächsGVBl. S. 377),
zuletzt geändert durch Artikel 1 dieses Gesetzes, wird wie folgt
geändert:
1. Absatz 1 wird aufgehoben.
2. Absatz 3 wird aufgehoben.
3. Absatz 4 wird aufgehoben.
4. Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird gestrichen.

Artikel 3
Änderung des Gesetzes

über die Errichtung der Sächsischen Anstalt
für kommunale Datenverarbeitung

Das Gesetz über die Errichtung der Sächsischen Anstalt für kom-
munale Datenverarbeitung (SAKDG) vom 15. Juli 1994
(SächsGVBl. S. 1432), geändert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 28. Juni 2001 (SächsGVBl. S. 426), wird wie folgt geändert:

1. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt:

„§ 4a
Kommunales Kernmelderegister

(1) Die SAKD errichtet und betreibt ein Kommunales Kern-
melderegister (KKM) für die Erfüllung folgender Aufgaben:
1. die regelmäßigen Datenübermittlungen an Behörden oder

sonstige öffentliche Stellen des Bundes nach der Verord-
nung zur Durchführung von regelmäßigen Datenüber-
mittlungen der Meldebehörden an Behörden oder sonstige
öffentliche Stellen des Bundes (Zweite Bundesmelde-
datenübermittlungsverordnung – 2. BMeldDÜV) vom
31. Juli 1995 (BGBl. I S. 1011), zuletzt geändert durch
Artikel 10 des Gesetzes vom 19. November 2004 (BGBl. I
S. 2902, 2905), in der jeweils geltenden Fassung,

2. die regelmäßigen Datenübermittlungen an sächsische Be-
hörden, Gerichte und Öffentlich bestellte Vermessungsin-
genieure mit Amtssitz im Freistaat Sachsen im Wege des
automatisierten Abrufs über das Internet (§ 29 Abs. 5 und
§ 36 Nr. 4 Buchst. b des Sächsischen Meldegesetzes
[SächsMG] in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. April 1997 [SächsGVBl. S. 377], das zuletzt durch Ar-
tikel 1 und 2 des Gesetzes vom 16. Februar 2006
[SächsGVBl. S. 58, 65] geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung),

3. die Erteilung der einfachen Melderegisterauskünfte im
Wege des automatisierten Abrufs über das Internet (§ 32
Abs. 5 und § 36 Nr. 1 Buchst. d SächsMG) und

4. durch eine Plausibilitätsprüfung der im KKM gespeicher-
ten Daten konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit
oder Unvollständigkeit eines gemeindlichen Melderegis-
ters im Sinne des § 25 Abs. 3 SächsMG festzustellen und
die betroffenen Meldebehörden hierüber zu unterrichten.
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Für die Aufgaben nach Satz 1 ist die SAKD als Meldebehörde
im Sinne des Sächsischen Meldegesetzes zuständig.
(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 speichert die
SAKD im KKM
1. die in § 29 Abs. 1 und § 5 Abs. 2 Nr. 6 bis 8 SächsMG be-

zeichneten Daten der meldepflichtigen Einwohner im
Freistaat Sachsen und

2. die Eintragung einer Auskunftssperre nach § 34 SächsMG
oder den Widerspruch gegen die Erteilung der einfachen
Melderegisterauskunft im Wege des automatisierten Ab-
rufs über das Internet nach § 32 Abs. 4 SächsMG.

(3) Die Meldebehörden übermitteln durch Datenübertragung
1. nach Maßgabe der Verordnung gemäß Absatz 6 Nr. 1 die

in Absatz 2 Nr. 1 und 2 genannten Daten,
2. tagesaktuell jede spätere Änderung der in ihren Meldere-

gistern gemäß § 29 Abs. 1 SächsMG gespeicherten Daten
und

3. tagesaktuell jede spätere Änderung der in § 5 Abs. 2 Nr. 6
bis 8 SächsMG gespeicherten Daten, Eintragung einer
Auskunftssperre nach § 34 SächsMG, Einlegung eines
Widerspruchs nach § 32 Abs. 4 Satz 4 SächsMG oder
deren Aufhebung

an das KKM. Die Daten eines Einwohners, der seine bishe-
rige Wohnung aufgibt und keine neue Wohnung im Freistaat
Sachsen bezieht, oder die Daten eines verstorbenen Einwoh-
ners sind im KKM entsprechend § 26 Abs. 2 bis 4 SächsMG
zu löschen.
(4) Die im KKM gespeicherten Daten dürfen nur für die in
Absatz 1 Satz 1 genannten Aufgaben verarbeitet werden. Da-
bei sind dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende
Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Daten-
sicherheit zu treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit und
die Unversehrtheit der im KKM gespeicherten Daten gewähr-
leisten.
(5) Die SAKD teilt jedem Einwohner zum Zwecke der ein-
deutigen Identifizierung ein einheitliches Merkmal zu (Mel-
denummer), das von den Meldebehörden zu speichern und
bei jeder Datenübermittlung zwischen der SAKD und den
Meldebehörden anzugeben ist. Es besteht aus einer Ziffern-
folge, die nur aus den Daten nach Absatz 2 gebildet oder ab-
geleitet werden darf; die letzte Stelle ist eine Prüfziffer. Die
Meldenummer ist im KKM zu speichern. Die Meldenummer
ist entsprechend der Frist des § 26 Abs. 4 SächsMG zu lö-
schen. Jeder Einwohner darf nur eine Meldenummer erhalten,
die nur einmal vergeben werden darf. Die SAKD darf die
Meldenummer nur erheben und verwenden, soweit dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 erforderlich
ist. Die Meldebehörden dürfen die Meldenummer nur für Da-
tenübermittlungen nach Satz 1 erheben oder verwenden und
ihre Dateien insoweit nur nach der Meldenummer ordnen
oder für den Zugriff erschließen, als dies nach Satz 1 erforder-
lich ist.
(6) Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung
1. den Zeitpunkt, die Voraussetzungen und das Verfahren

für die Aufnahme der Tätigkeit des KKM, die Vergabe der
Meldenummer sowie die Form und das Verfahren der Da-
tenübertragungen nach Absatz 3 Satz 1, insbesondere die
technischen Standards bei der Nutzung eines bestimmten
sicheren Verwaltungsnetzes oder des Internets,

2. das Verfahren und die Bedingungen für eine Beauftragung
Dritter mit der automatisierten Führung des KKM, insbe-
sondere die Ausschreibungsbedingungen und den Um-
fang der Nutzung des Landesportals,

3. die pauschalisierte Beteiligung der Gemeinden nach § 10
Abs. 6 und das Verfahren der Kostenerstattung nach § 10
Abs. 2 und 5 sowie

4. das Verfahren der Plausibilitätsprüfung nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 4, insbesondere den zeitlichen Rhythmus und
die datenschutzrechtlichen Anforderungen,

zu regeln.“

2. § 5 wird wie folgt gefasst:

„§ 5
Organe

Organe der SAKD sind
1. der Verwaltungsrat,
2. der Direktor und
3. der Fachausschuss.“

3. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die SAKD deckt ihre Kosten zunächst aus Entgel-
ten. Sie erhebt für die Erteilung von Melderegister-
auskünften nach § 4a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Kosten nach
dem Verwaltungskostengesetz des Freistaates Sachsen
(SächsVwKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
17. September 2003 (SächsGVBl. S. 698), in der jeweils
geltenden Fassung. Für die Erfüllung von Aufgaben nach
§ 4 kann sie Benutzungsgebühren nach den für wirt-
schaftliche Unternehmen der Gemeinden geltenden Vor-
schriften des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes
(SächsKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
26. August 2004 (SächsGVBl. S. 418), geändert durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 14. Juli 2005 (SächsGVBl.
S. 167, 176), in der jeweils geltenden Fassung, erheben.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Die Kosten, die durch die regelmäßigen Datenüber-
mittlungen nach § 4a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 entstehen, sind
von den sächsischen Behörden und Gerichten zu tragen,
die das KKM in Anspruch nehmen. Die Kosten sind nach
dem Verhältnis der Gesamtzahl der Datenübermittlungen
zur Zahl der Nutzung des KKM durch die einzelne säch-
sische Behörde auf die beteiligten Behörden umzulegen.“

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4.
d) Folgende Absätze 5 und 6 werden angefügt:

„(5) Die SAKD erstattet den Gemeinden die Kosten für
die Datenübermittlungen nach § 4a Abs. 3. Es sind die
Durchschnittskosten je Einwohner zu Grunde zu legen.
(6) Die Gemeinden werden an dem Gebührenaufkommen
für Amtshandlungen nach § 4a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 pau-
schalisiert beteiligt.“

4. § 11 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 11
Aufsicht“.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Die Aufgaben der SAKD nach § 4a sind Weisungs-
aufgaben. Fachaufsichtsbehörde ist das Staatsministerium
des Innern. Das Weisungsrecht ist unbeschränkt.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

Artikel 4
Neufassung des Sächsischen Meldegesetzes

Das Staatsministerium des Innern kann den Wortlaut des Säch-
sischen Meldegesetzes in der vom In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes an geltenden Fassung im Sächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt bekannt machen.
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Artikel 5
In-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in
Kraft, soweit in den Absätzen 2 bis 4 nichts anderes bestimmt ist.
(2) Artikel 2 Nr. 1 tritt ein Jahr und einen Tag nach der Verkün-
dung dieses Gesetzes in Kraft.
(3) Artikel 2 Nr. 3 tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.
(4) Artikel 2 Nr. 2 und 4 tritt am 31. Dezember 2007 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu ver-
künden.

Dresden, den 16. Februar 2006

Der Landtagspräsident
Erich Iltgen

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Der Staatsminister des Innern
Dr. Albrecht Buttolo

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 89/48/EWG
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Dezember 1988

über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome,
die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen, für Lehrerberufe

Vom 16. Februar 2006

Der Sächsische Landtag hat am 24. Januar 2006 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1
Das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 89/48/EWG des Rates
der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Dezember 1988 über
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschul-
diplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung
abschließen, für Lehrerberufe (EU-EWR-Lehrer) vom 23. Ja-
nuar 1996 (SächsGVBl. S. 2, 1997 S. 541) wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Überschrift wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe „Umsetzung der Richtlinie 89/48/EWG des

Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Dezem-
ber 1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung
der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen, für Lehrerberufe (EU-
EWR-Lehrer)“ wird durch die Angabe „Anerkennung be-
ruflicher Befähigungsnachweise für Lehrer aus dem euro-
päischen Ausland (Befähigungs-Anerkennungsgesetz
Lehrer – BefäAnG Lehrer)*)“ ersetzt.

b) Folgende Fußnote wird eingefügt:
„*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 89/
48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine all-
gemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschul-
diplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbil-
dung abschließen (ABl. EG Nr. L 19 S. 16), geändert
durch Richtlinie 2001/19/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 14. Mai 2001 (ABl. EG
Nr. L 206 S. 1), der Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom
18. Juni 1992 über eine zweite allgemeine Regelung zur
Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in Er-
gänzung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABl. EG Nr. L 209
S. 25), geändert durch Richtlinie 2001/19/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2001
(ABl. EG Nr. L 206 S. 1), und der Richtlinie 2001/19/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
14. Mai 2001 zur Änderung der Richtlinien 89/48/EWG
und 92/51/EWG des Rates über eine allgemeine Regelung
zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise und
der Richtlinien 77/452/EWG, 77/453/EWG, 78/686/
EWG, 78/687/EWG, 78/1026/EWG, 78/1027/EWG, 80/
154/EWG, 80/155/EWG, 85/384/EWG, 85/432/EWG,
85/433/EWG und 93/16/EWG des Rates über die Tätig-
keiten der Krankenschwester und des Krankenpflegers,
die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, des

Zahnarztes, des Tierarztes, der Hebamme, des Architek-
ten, des Apothekers und des Arztes (ABl. EG Nr. L 206
S. 1).“

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort „Richtlinie“
durch das Wort „Richtlinien“ ersetzt und nach der An-
gabe „89/48/EWG“ die Angabe „oder 92/51/EWG“
eingefügt.

bb) Im Satzteil vor Nummer 1 und in Nummer 1 werden
jeweils nach dem Wort „Wirtschaftsraum“ die Wör-
ter „oder der Schweiz“ eingefügt.

cc) Nummer 3 wird gestrichen.
dd) Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden die Num-

mern 3 und 4.
ee) In den neuen Nummern 3 und 4 wird jeweils nach der

Angabe „89/48/EWG“ die Angabe „oder des Arti-
kels 3 Buchst. a der Richtlinie 92/51/EWG“ einge-
fügt.

ff) Folgende Sätze werden angefügt:
„Einem Diplom im Sinne des Satzes 1 sind alle Prü-
fungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnach-
weise gleichgestellt, die von einer zuständigen Be-
hörde in einem Mitgliedstaat ausgestellt wurden,
wenn sie eine in der Europäischen Union erworbene
und von einer zuständigen Behörde in diesem Mit-
gliedstaat als gleichwertig anerkannte Ausbildung
abschließen und in diesem Mitgliedstaat in Bezug auf
den Zugang zu einem reglementierten Beruf oder
dessen Ausübung dieselben Rechte verleihen. Auf
Lehramtsausbildungen, die den erfolgreichen Ab-
schluss eines postsekundären Ausbildungsganges
von mehr als vierjähriger Dauer voraussetzen, findet
Artikel 3 der Richtlinie 92/51/EWG keine Anwen-
dung.“

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Nr. 5“ durch die An-
gabe „Satz 1 Nr. 4“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Die Angabe „Nr. 4“ wird durch die Angabe „Satz 1

Nr. 3“ ersetzt.
bb) Nach dem Wort „Anpassungslehrgang“ wird das

Wort „erfolgreich“ eingefügt.
cc) Folgende Sätze werden angefügt:

„Zuvor ist zu prüfen, ob die vom Antragsteller wäh-
rend seiner Berufserfahrung erworbenen Kenntnisse
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die wesentlichen Defizite ganz oder teilweise ab-
decken. Soweit Berufserfahrung anzurechnen ist,
sind die Anforderungen an die im Anpassungslehr-
gang zu erwerbenden oder in der Eignungsprüfung
nachzuweisenden Kenntnisse und Fähigkeiten ent-
sprechend zu reduzieren.“

d) In Absatz 4 wird nach der Angabe „Absatz 3“ die Angabe
„Satz 1“ eingefügt.

e) In Absatz 5 Satz 1 wird der Satzteil vor Nummer 1 wie
folgt geändert:
aa) Nach dem Wort „Diplom“ wird die Angabe „im

Sinne der Richtlinien 89/48/EWG oder 92/51/EWG“
eingefügt.

bb) Die Wörter „in Sachsen“ werden durch die Wörter
„im Freistaat Sachsen“ ersetzt.

3. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 und 4 werden jeweils nach dem

Wort „Wirtschaftsraum“ die Wörter „oder der Schweiz“
eingefügt.

b) In den Absätzen 2 und 4 wird jeweils nach der Angabe „§ 1
Abs. 3“ die Angabe „Satz 1“ eingefügt.

c) In Absatz 3 Satz 3 Nr. 2 werden die Wörter „in den Fä-
chern des nachgewiesenen Diploms oder wesentliche
nicht abgedeckte berufliche Tätigkeitsbereiche mit einem
Verzeichnis der fehlenden Sachgebiete“ durch die Wörter
„gegenüber der begehrten Lehramtsbefähigung im Frei-
staat Sachsen“ ersetzt.

4. In § 3 wird nach der Angabe „Richtlinie 89/48/EWG“ die An-
gabe „oder des Artikels 10 der Richtlinie 92/51/EWG“ einge-
fügt.

5. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Hochschule“ die
Wörter „oder einem Staatlichen Seminar gemäß
§ 6 Satz 1 Nr. 1 der Verordnung des Sächsischen
Staatsministeriums für Kultus über den Vorberei-
tungsdienst und die Zweite Staatsprüfung für Lehr-
ämter an Schulen im Freistaat Sachsen (Lehramts-
prüfungsordnung II – LAPO II) vom 19. Juli 2005
(SächsGVBl. S. 212), in der jeweils geltenden Fas-
sung,“ eingefügt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „26. März 1992
(SächsGVBl. S. 173)“ durch die Angabe
„13. März 2000 (SächsGVBl. S. 166), zuletzt geän-
dert durch Artikel 10 der Verordnung vom 11. No-
vember 2005 (SächsGVBl. S. 283, 286),“ ersetzt.

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) Die Angabe „(SächsBG)“ wird durch die Angabe

„(Sächsisches Beamtengesetz – SächsBG)“ ersetzt.

bb) Die Angabe „16. Juni 1994 (SächsGVBl. S. 1153)“
wird durch die Angabe „14. Juni 1999 (SächsGVBl.
S. 370, 2000 S. 7), zuletzt geändert durch Artikel 25
des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 148,
158), in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

6. § 5 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „das Landeslehrerprü-

fungsamt beim Staatsministerium für Kultus“ durch die
Wörter „die in den Regionalschulämtern Dresden und
Leipzig eingerichteten Prüfungsämter für Lehramtsprü-
fungen“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Wirtschafts-
raum“ die Wörter „oder der Schweiz“ eingefügt.

c) In Absatz 4 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort „Kultus-
verwaltung“ durch das Wort „Schulaufsichtsbehörden“
ersetzt.

7. In § 6 wird die Angabe „der Sächsischen Staatsregierung zur
Beschränkung der Zulassung zum Vorbereitungsdienst für
alle Lehrämter (ZuVBD-VO) vom 12. Juli 1993 (SächsGVBl.
S. 570)“ durch die Angabe „des Sächsischen Staatsministeri-
ums für Kultus zur Beschränkung der Zulassung zum Vorbe-
reitungsdienst für alle Lehrämter (Vorbereitungsdienstbe-
schränkungsverordnung – VDBeschrVO) vom 1. Juni 2005
(SächsGVBl. S. 157), geändert durch Artikel 2 der Verord-
nung vom 19. Juli 2005 (SächsGVBl. S. 212, 218),“ ersetzt.

Artikel 2
Das Staatsministerium für Kultus kann den Wortlaut des Befähi-
gungs-Anerkennungsgesetzes Lehrer in der vom In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Sächsischen Gesetz-
und Verordnungsblatt bekannt machen.

Artikel 3
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2005 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu ver-
künden.

Dresden, den 16. Februar 2006

Der Landtagspräsident
Erich Iltgen

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Der Staatsminister für Kultus
Steffen Flath
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Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über die Weiterbildung in den Gesundheitsfachberufen

und Altenpflegeberufen im Freistaat Sachsen
Vom 16. Februar 2006

Der Sächsische Landtag hat am 24. Januar 2006 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1
Das Gesetz über die Weiterbildung in den Gesundheitsfach-
berufen und Altenpflegeberufen im Freistaat Sachsen
(SächsGfbWBG) vom 4. November 2002 (SächsGVBl. S. 266)
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Gesetz
über die Weiterbildung in den Gesundheitsfachberufen

im Freistaat Sachsen
(Weiterbildungsgesetz Gesundheitsfachberufe –

SächsGfbWBG)“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „sowie in dem Beruf der

staatlich anerkannten Altenpflegerin und des staatlich
anerkannten Altenpflegers (Altenpfleger)“ gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Angabe „vom 3. Juli 1991

(SächsGVBl. S. 213), zuletzt geändert durch Arti-
kel 27 des Gesetzes vom 28. Juni 2001 (SächsGVBl.
S. 426, 428)“ durch die Angabe „in der Fassung der
Bekanntmachung vom 16. Juli 2004 (SächsGVBl.
S. 298), geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
14. Juli 2005 (SächsGVBl. S. 167, 176),“ und die
Angabe „7 des Gesetzes vom 14. Dezember 2000
(SächsGVBl. S. 513, 515, 2001 S. 97), in der jeweils
geltenden Fassung“ durch die Angabe „37 des Ge-
setzes vom 5. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 148, 160),
in den jeweils geltenden Fassungen“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird nach der Angabe „(SächsGVBl.
S. 270),“ die Angabe „geändert durch Artikel 36 des
Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 148,
160),“ eingefügt.

3. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „oder als Altenpfleger“

gestrichen.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Gesundheitsfachberufe im Sinne dieses Gesetzes
sind:

1. Altenpflegerin und Altenpfleger,
2. Diätassistentin und Diätassistent,
3. Ergotherapeutin und Ergotherapeut,
4. Hebamme und Entbindungspfleger,
5. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin sowie

Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger,
6. Gesundheits- und Krankenpflegerin sowie Gesund-

heits- und Krankenpfleger,
7. Logopädin und Logopäde,
8. Masseurin und medizinische Bademeisterin sowie

Masseur und medizinischer Bademeister,
9. Orthoptistin und Orthoptist,

10. pharmazeutisch-technische Assistentin und phar-
mazeutisch-technischer Assistent,

11. Physiotherapeutin und Physiotherapeut,
12. Podologin und Podologe,
13. Rettungsassistentin und Rettungsassistent sowie
14. technische Assistentin in der Medizin und techni-

scher Assistent in der Medizin.“

4. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „von dem für das Ge-

sundheitswesen zuständigen Staatsministerium“ durch
die Wörter „vom Staatsministerium für Soziales“ er-
setzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „für das Gesundheits-
wesen zuständigen Staatsministerium“ durch die Wörter
„Staatsministerium für Soziales“ ersetzt.

5. In § 4 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „für das Gesund-
heitswesen zuständigen Staatsministeriums“ durch die
Wörter „Staatsministeriums für Soziales“ ersetzt.

6. In § 5 Abs. 1 Nr. 1 werden die Wörter „oder die staatliche
Anerkennung als Altenpfleger“ gestrichen.

7. In § 6 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „oder die staatliche
Anerkennung“ gestrichen.

8. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Wörter „von dem für das Ge-

sundheitswesen zuständigen Staatsministerium“ durch
die Wörter „vom Staatsministerium für Soziales“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „für das Gesundheits-
wesen zuständige Staatsministerium“ durch die Wörter
„Staatsministerium für Soziales“ ersetzt.

c) In Absatz 3 werden die Wörter „für das Gesundheits-
wesen zuständige Staatsministerium“ durch die Wörter
„Staatsministerium für Soziales“ ersetzt.

9. In § 8 werden die Wörter „für das Gesundheitswesen zu-
ständige Staatsministerium“ durch die Wörter „Staatsminis-
terium für Soziales“ ersetzt.

10. § 10 wird aufgehoben.

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu ver-
künden.

Dresden, den 16. Februar 2006

Der Landtagspräsident
Erich Iltgen

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Die Staatsministerin für Soziales
Helma Orosz
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Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung einer

„Stiftung Sächsische Behindertenselbsthilfe – Otto Perl“
Vom 16. Februar 2006

Der Sächsische Landtag hat am 24. Januar 2006 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Gesetzes zur Errichtung einer

„Stiftung Sächsische Behindertenselbsthilfe – Otto Perl“
Das Gesetz zur Errichtung einer „Stiftung Sächsische Be-
hindertenselbsthilfe – Otto Perl“ vom 24. November 1993
(SächsGVBl. S. 1101), zuletzt geändert durch Artikel 72 der
Verordnung vom 10. April 2003 (SächsGVBl. S. 94, 101), wird
wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Stiftungs-
zweckes“ die Wörter „einschließlich der im Zusammenhang
mit der Verwaltung der Stiftung entstehenden Kosten“ einge-
fügt.

2. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 wird das Wort „die“ gestrichen.
b) In Nummer 2 werden die Wörter „die Erträgnisse“ durch

das Wort „Erträge“ ersetzt.

3. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. einem Vertreter des für Fragen der Gleichstel-

lung von Frau und Mann zuständigen Staats-
ministeriums,“.

bb) In Nummer 6 wird nach dem Wort „Soziales“ der
Schlusspunkt durch das Wort „und“ ersetzt und fol-
gende Nummer 7 angefügt:
„7. dem Beauftragten der Staatsregierung für die Be-

lange von Menschen mit Behinderungen.“
b) In Absatz 3 wird die Angabe „und 4“ gestrichen.

4. § 8 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Stiftungsvorstand besteht aus dem Vorsitzenden
und zwei weiteren Mitgliedern. Mindestens ein Mitglied
soll selbst behindert sein. Der Präsident des Landesamtes
für Familie und Soziales ist kraft Amtes Mitglied des Stif-
tungsvorstandes. Der Stiftungsrat beruft die beiden ande-
ren Mitglieder und benennt den Vorsitzenden. Die Bestel-
lung nach Satz 4 erfolgt auf höchstens fünf Jahre; eine
einmalige Wiederbestellung ist zulässig. Die Tätigkeit ist
ehrenamtlich. Persönliche Auslagen können in angemes-
sener Höhe erstattet werden. Die Entscheidung darüber
trifft der Stiftungsrat.“

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
„Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt.“

5. In § 9 Abs. 1 werden die Wörter „gewissenhaften und spar-
samen Verwaltung des Stiftungsvermögens“ durch die Wör-
ter „wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung der Stif-
tung“ ersetzt.

6. § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10
Verwaltung der Stiftung

(1) Die Stiftung verwaltet sich selbst.
(2) Die Stiftung richtet eine Geschäftsstelle ein. Die Ge-
schäftsstelle erledigt die ihr von den Stiftungsorganen über-
tragenen Aufgaben. Sie besteht aus dem bei der Stiftung an-
gestellten Personal. Der Stiftungsvorstand ist Vorgesetzter

der Bediensteten der Stiftung. Auf die Rechtsverhältnisse der
Bediensteten der Stiftung sind die gesetzlichen und tarif-
lichen Vorschriften anzuwenden, die für die Bediensteten des
Freistaates Sachsen gelten.
(3) Gegen Erstattung der Kosten kann die Geschäftsstelle
auch Verwaltungsaufgaben für Dritte übernehmen. Das
Nähere ist in einer Vereinbarung zwischen den Beteiligten zu
regeln, die der Zustimmung des Stiftungsrates bedarf.
(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 kann der Stif-
tungsvorstand mit Zustimmung des Stiftungsrates auch Dritte
mit Aufgaben der Verwaltung der Stiftung betrauen.
(5) Der Freistaat Sachsen beteiligt sich an den Verwaltungs-
kosten der Stiftung nach Maßgabe des Staatshaushaltspla-
nes.“

7. In § 11 werden die Wörter „die Staatsregierung des Freistaa-
tes Sachsen, sie“ durch die Wörter „das Staatsministerium für
Soziales, es“ ersetzt.

Artikel 2
Änderung des Gesetzes

zur Errichtung des Sondervermögens
„Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehindertengesetz“

Das Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens „Ausgleichs-
abgabe nach dem Schwerbehindertengesetz“ vom 12. Dezem-
ber 1997 (SächsGVBl. S. 673, 674), geändert durch Artikel 28
der Verordnung vom 10. April 2003 (SächsGVBl. S. 94, 97),
wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift wird das Wort „Schwerbehindertengesetz“
durch die Wörter „Neunten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt.

2. In § 1 Satz 1 wird das Wort „Schwerbehindertengesetz“ durch
die Wörter „Neunten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt.

3. In § 2 Satz 1 wird die Angabe „Gesetz zur Sicherung der Ein-
gliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesell-
schaft (Schwerbehindertengesetz – SchwbG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 26. August 1986 (BGBl. I S. 1421,
1550), zuletzt geändert durch Artikel 78 des Gesetzes vom
24. März 1997 (BGBl. I S. 594, 720)“ durch die Angabe
„Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation
und Teilhabe behinderter Menschen – (Artikel 1 des Gesetzes
vom 19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046, 1047), zuletzt geändert
durch Artikel 4 Abs. 3 des Gesetzes vom 27. April 2005
(BGBl. I S. 1138, 1148), in der jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt.

4. § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3
Das Sondervermögen darf nur für besondere Leistungen zur
Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am
Arbeitsleben nach § 77 Abs. 5 Satz 1 SGB IX einschließlich
der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben nach § 102 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 SGB IX verwendet werden.“

5. § 4 wird wie folgt gefasst:

„§ 4
Für die Verwaltung und Bewirtschaftung des Sondervermö-
gens gelten die Haushaltsordnung des Freistaates Sachsen
(Sächsische Haushaltsordnung – SäHO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153),
geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 13. Dezem-
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ber 2002 (SächsGVBl. S. 333, 352), sowie die zu ihrer Ergän-
zung und Durchführung erlassenen Vorschriften entspre-
chend, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Die
Ansätze des Wirtschaftsplans sind gegenseitig deckungs-
fähig.“

6. § 5 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „der Hauptfürsorgestelle

beim“ durch die Wörter „dem Integrationsamt beim“ er-
setzt.

b) In Absatz 3 wird das Wort „Schwerbehindertengesetz“
durch die Wörter „Neunten Buch Sozialgesetzbuch“ er-
setzt.

7. In § 6 Abs. 1 werden die Wörter „Die Hauptfürsorgestelle“
durch die Wörter „Das Integrationsamt“ ersetzt.

Artikel 3
Neufassung von Gesetzen

Das Staatsministerium für Soziales kann den Wortlaut des Ge-
setzes zur Errichtung einer „Stiftung Sächsische Behinderten-
selbsthilfe – Otto Perl“ und des Gesetzes zur Errichtung des Son-

dervermögens „Ausgleichsabgabe nach dem Neunten Buch
Sozialgesetzbuch“ in der vom In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
an geltenden Fassung im Sächsischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekannt machen.

Artikel 4
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu ver-
künden.

Dresden, den 16. Februar 2006

Der Landtagspräsident
Erich Iltgen

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Die Staatsministerin für Soziales
Helma Orosz

Verordnung
der Sächsischen Staatsregierung

zur Änderung der Straßenverkehrszuständigkeitsverordnung
Vom 3. März 2006

Aufgrund von § 6e Abs. 2 Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I
S. 310, 919), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
14. August 2005 (BGBl. I S. 2412) geändert worden ist, wird ver-
ordnet:

Artikel 1
Der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des
Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Arbeit zur
Bestimmung der Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Straßen-
verkehrswesens (Straßenverkehrszuständigkeitsverordnung –
StVZuVO) vom 30. August 2001 (SächsGVBl. S. 659) wird fol-
gender § 9 angefügt:

„§ 9
Teilnahme am Modellversuch ‚Begleitetes Fahren ab 17‘

Von der Möglichkeit, eine Fahrerlaubnis der Klassen B und BE
nach Maßgabe der nach § 6e Abs. 1 des Straßenverkehrsgesetzes
erlassenen Rechtsverordnung zu erteilen, wird zur Erprobung
neuer Maßnahmeansätze zur Senkung des Unfallrisikos junger
Fahranfänger im Freistaat Sachsen Gebrauch gemacht.“

Artikel 2
§ 9 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des
Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Arbeit zur
Bestimmung der Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Straßen-
verkehrswesens (Straßenverkehrszuständigkeitsverordnung –
StVZuVO) vom 30. August 2001 (SächsGVBl. S. 659), die
durch Artikel 1 dieser Verordnung geändert worden ist, wird auf-
gehoben.

Artikel 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft,
mit Ausnahme des Artikel 2, der mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2010 in Kraft tritt.

Dresden, den 3. März 2006

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Der Staatsminister
für Wirtschaft und Arbeit
Thomas Jurk

Verordnung
der Sächsischen Staatsregierung

über zugelassene Überwachungsstellen
(SächsZÜSVO)

Vom 24. Februar 2006

Aufgrund von § 17 Abs. 4 des Gesetzes über technische Arbeits-
mittel und Verbraucherprodukte (Geräte- und Produktsicher-
heitsgesetz – GPSG) vom 6. Januar 2004 (BGBl. I S. 2, 219), das
zuletzt durch Artikel 3 Abs. 33 des Gesetzes vom 7. Juli 2005
(BGBl. I S. 1970, 2014) geändert worden ist, wird verordnet:

§ 1
Akkreditierungsverfahren und Benennung

(1) Akkreditierung und Benennung sind schriftlich bei der Zen-
tralstelle der Länder für Sicherheitstechnik (ZLS) zu beantragen.
Die Akkreditierung ist auf höchstens fünf Jahre zu befristen und
erfolgt unter der Bedingung, dass zwischen der zugelassenen
Überwachungsstelle und der Datei führenden Stelle ein Vertrag
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über die Erstellung und Führung der Anlagendateien für die
Dauer der Akkreditierung besteht.
(2) Das Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit ist durch
die ZLS über jeden Antrag auf Akkreditierung und Benennung
zeitnah zu unterrichten.

§ 2
Verpflichtungen der zugelassenen Überwachungsstellen

(1) Nach Prüfungen im Sinne der §§ 14 und 15 der Verordnung
über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Bereitstellung
von Arbeitsmitteln und deren Benutzung bei der Arbeit, über
Sicherheit beim Betrieb überwachungsbedürftiger Anlagen und
über die Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes (Be-
triebssicherheitsverordnung – BetrSichV) vom 27. Septem-
ber 2002 (BGBl. I S. 3777), die zuletzt durch Artikel 3 Abs. 42
des Gesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 2015) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, soweit diese durch
zugelassene Überwachungsstellen durchzuführen sind, haben
die zugelassenen Überwachungsstellen die anlagenspezifischen
Daten überwachungsbedürftiger Anlagen an die Datei führende
Stelle in der von dieser bestimmten Form und Frist zu übermit-
teln.
(2) Die zugelassenen Überwachungsstellen haben die fristge-
mäße Veranlassung der wiederkehrenden Prüfungen im Sinne
des § 15 BetrSichV zu kontrollieren. Sie sind verpflichtet, bei
festgestellten sicherheitserheblichen Mängeln den Anlagenbe-
treiber mit einer angemessenen Frist zur Beseitigung aufzufor-
dern. Stellen sie fest, dass die wiederkehrende Prüfung nicht oder
nicht fristgerecht veranlasst wurde oder Mängel nicht oder nicht
vollständig abgestellt wurden, unterrichten sie die für den Ar-
beitsschutz zuständige Behörde.
(3) Die zugelassenen Überwachungsstellen beteiligen sich an
den Kosten zur Erstellung und Führung von Anlagendateien. Die
Höhe der Kosten, die die jeweilige zugelassene Überwachungs-
stelle zu tragen hat, richtet sich nach der Anzahl der durchgeführ-
ten Prüfungen. Die Einzelheiten über die Kostenverteilung wer-
den in dem Vertrag nach § 1 Abs. 1 Satz 2 festgelegt.

§ 3
Datei führende Stelle

(1) Die Datei führende Stelle ist zur Erfassung überwachungs-
bedürftiger Anlagen in einer Anlagendatei befugt.
(2) Datei führende Stelle ist die Landesanstalt für Umwelt, Mes-
sungen und Naturschutz Baden-Württemberg.
(3) Die in der Anlagendatei nach Absatz 1 zu erfassenden anla-
genspezifischen Daten werden vom Staatsministerium für Wirt-
schaft und Arbeit bestimmt und im Sächsischen Amtsblatt be-
kannt gemacht.

§ 4
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Dresden, den 24. Februar 2006

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Der Staatsminister
für Wirtschaft und Arbeit
In Vertretung
Barbara Ludwig
Staatsministerin
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